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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen und Vergünstigungen 
der Arbeitnehmer bei Gesellschaftsfusionen, Betriebsübertragungen sowie 
Unternehmenszusammenschlüssen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verwirklichung eines einheitlichen Marktes 
für alle Erzeugnisse, der Freizügigkeit und des 
freien Verkehrs von Produktionsmitteln innerhalb 
der Gemeinschaft hatte nicht nur eine Erweiterung 
des Marktes für die europäischen Unternehmen und 
eine Intensivierung des Wettbewerbs auf den Märk- 
ten der Mitgliedstaaten zur Folge, sondern die da- 
mit geschaffene Wirtschaftsunion hat die Unterneh- 
men gezwungen, insbesondere durch Fusionen, Zu- 
sammenschlüsse oder Rationalisierung ihrer Struk- 
turen, ihre Methoden und ihre Dimensionen zu 
ändern, um sich den neuen Erfordernissen des Ge- 
meinsamen Marktes anzupassen. 

Nach Artikel 2 des Vertrages ist es Aufgabe der 
Gemeinschaft, durch die Errichtung eines Gemein- 
samen Marktes und die schrittweise Annäherung 
der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten eine har- 
monische Entwicklung des Wirtschaftslebens in der 
Gemeinschaft zu fördern. Nach den Bestimmungen 
des gleichen Artikels hat sie weiter zur Aufgabe, 
eine beschleunigte Hebung der Lebenshaltung zu 
fördern. Außerdem sind die Mitgliedstaaten nach 


Artikel 117 über die Notwendigkeit übereingekom- 
men, auf eine Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der Arbeitskräfte hinzuwirken 
und dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre 
Angleichung zu ermöglichen, insbesondere durch 
eine Annäherung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten. 

Der Rat hat dieses Ziel nicht nur in seiner Ent- 
schließung vom 21. Januar 1974^) über ein soziales 
Aktionsprogramm bestätigt, sondern darüber hinaus 
den politischen Willen zum Ausdruck gebracht, die 
zur Verwirklichung dieses Zieles notwendigen Maß- 
nahmen zu ergreifen. 

Die Veränderungen der Unternehmensstrukturen 
entsprechen diesen Zielen nicht, sie drohen im 
Gegenteil die Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Arbeitnehmer zu verschlechtern, insbesondere in 
bezug auf die Wahrung ihrer Rechte und Vergünsti- 
gungen, wobei die gleichen Probleme unabhängig 
von der Art der Übernahme des Unternehmens auf- 
treten. 

Deshalb muß eine Aktion auf Gemeinschafts- 
ebene zum ScJiutz der Arbeitnehmer im Falle einer 
Veränderung der Unternehmensstrukturen durchge- 
führt werden, um ihnen soweit wie möglich die 
Arbeitsplatzsicherung, die Aufrechterhaltung der 
Arbeitsbedingungen, der auf Grund von Einzel- 
arbeits- oder Tarifverträgen erworbenen Rechte, der 
allgemein anerkannten Praktiken und der betrieb- 
lichen Sonderregelungen zu gewährleisten. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C/13 
vom 12. Februar 1974 
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Dieser Schutz muß auch gewährleistet werden, 
wenn die Fusion oder die Betriebsübertragung im 
Gebiet der Gemeinschaft erfolgt und der überneh- 
mende eine Person oder ein Unternehmen im 
Hoheitsgebiet eines Drittstaates ist. 

Es ist außerdem unerläßlich, daß die Arbeitneh- 
mer der betroffenen Unternehmen über die sie 
angehenden Auswirkungen des Vorganges infor- 
miert und konsultiert werden und ein entsprechen- 
des Verhandlungsverfahren vorgesehen wird. 

Eine derartige Aktion kann nur aus einer auf den 
Fortschritt gerichteten Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften erfolgen, die in den Mit- 
gliedstaaten den Schutz der Arbeitnehmer im Falle 
von Strukturveränderungen im Unternehmens- 
bereich regeln — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

TITEL 1 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Diese Richtlinie findet Anwendung auf 

■ — Fusionen von Gesellschaften im Sinne von 
Artikel 58 Absatz 2 des EWG-Vertrages, die ent- 
weder nach den Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten oder nach Gemein- 
schaftsrecht zulässig sind und die zur Folge 
haben, daß an die Stelle der bisherigen Gesell- 
schaft in ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber eine 
andere Gesellschaft als Arbeitgeber eintritt; 

— Betriebsübertragungen, die dadurch bewirkt^ 
werden, daß einzelne Betriebe, Produktions- 
stätten, Nebenbetriebe oder sonstige arbeitsorga- 
nisatorische Einheiten oder Teile von diesen von 
einer Person, einer Gruppe von Personen oder 
einem Unternehmen auf eine andere Person, 
Gruppe von Personen oder auf ein anderes Unter- 
nehmen in der Weise übertragen werden, daß an 
die Stelle des bisherigen Arbeitgebers ein neuer 
Arbeitgeber tritt, 

unabhängig davon, ob sich die von der Fusion odfer 
der Betriebsübertragung betroffenen Betriebe im 
Hoheitsgebiet eines oder mehrerer Mitgliedstaaten 
befinden oder ob der Vorgang sich zwischen Be- 
trieben vollzieht, die in einem oder mehreren Mit- 
gliedstaaten und einem oder mehreren Drittländern 
liegen. 


Artikel 2 

Veräußerer im Sinne dieser Richtlinie ist jede natür- 
liche Person, juristische Person oder Gruppe von 
Personen, die auf Grund der in Artikel 1 genannten 
Vorgänge als Arbeitgeber ausscheidet; Erwerber ist 
jede natürliche oder juristische Person oder Gruppe 
von Personen, die an die Stelle des Veräußerers 
tritt. 

TITEL 2 

Übergang des Arbeitsverhältnisses 

Artikel 3 

(1) Die vom Veräußerer eingegangenen Arbeits- 
verhältnisse gehen mit allen Rechten und Pflichten 
ohne weiteres auf den Erwerber über. Dazu gehören 
auch die Rechte und Pflichten aus einer betrieb- 
lichung Übung. Rechtsgeschäftliche Erklärungen des 
Veräußerers oder des Erwerbs, die den Übergang 
der Arbeitsverhältnisse ausschließen oder ein- 
schränken, sind ohne weiteres nichtig. 

(2) Die Rechte und Pflichten, die auf einer vom 
Veräußerer abgeschlossenen Betriebsvereinbarung 
oder einem Firmentarifvertrag beruhen, gehen ohne 
weiteres auf den Erwerber über. 

(3) Ist der Erwerber nicht an den gleichen Ver- 
bandskollektivvertrag wie der Veräußerer gebun- 
den, so hat der Erwerber gleichwohl die kollektiv- 
vertraglich festgesetzten Arbeitsbedingungen, an die 
der Veräußerer gebunden war, zu gewähren, und 
zwar bei befristeten Kollektivverträgen bis zur Be- 
endigung der Geltungsdauer, bei unbefristeten Kol- 
lektivverträgen ein Jahr lang, vom Zeitpunkt seines 
Eintrittes in die Arbeitsverhältnisse an gerechnet. 
Diese Bestimmung findet keine Anwendung, soweit 
die übertragenen Betriebe unter den Geltungs- 
bereich eines anderen Kollektivvertrages fallen, an 
den der Erwerber gebunden ist. 

A r t i k e 1 4 

(1) Die Gesellschaftsfusion oder die Betriebsüber- 
tragung als solche sind kein Grund zur Auflösung 
des Arbeitsyerhältnisses seitens des Veräußerers 
oder des Erwerbers. Unberührt bleiben Kündigun- 
gen, die im Zusammenhang mit Gesellschafts- 
fusionen oder Betriebsübertragungen aus dringen- 
den betrieblichen Erfordernissen ausgesprochen 
werden müssen. 

(2) Die Rechtsfolgen einer nach Absatz 1 unzuläs- 
sigen Kündigung bestimmen sich nach den Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
24. Juni 1974 ~ 1/4 -680 70- E~ Ar 9/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 31. Mai 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2312 


Unberührt bleiben Abfindungen und sonstige 
Rechtserfordernisse, die die Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Kündigun- 
gen vorschreiben. 

(3) Kommt es zu einer Auflösung des Arbeitsver- 
hältnisses durch den Arbeitnehmer, weil die Gesell- 
schaftsfusion oder die Betriebsübertragung eine 
wesentliche Änderung seiner Arbeitsbedingungen 
zur Folge hat, so ist davon auszugehen, daß die Be- 
endigung des Arbeitsverhältnisses durch einen vom 
Arbeitgeber zu vertretenden Umstand veranlaßt ist. 

A r t i k e 1 5 

Artikel 4 ist auf Versetzung von einem Betrieb in 
einen anderen aus Anlaß der Gesellschaftsfusion 
oder der Betriebsübertragung sinngemäß anzuwen- 
den. Dies gilt jedoch nicht, wenn der Arbeitnehmer 
auf Grund seines Arbeitsvertrages verpflichtet ist, 
einer Versetzung in einen anderen Betrieb Folge zu 
leisten. 

Artikel 6 

Die Dauer der Betriebs- oder Unternehmenszuge- 
hörigkeit, die der Arbeitnehmer auf Grund seines 
Arbeitsverhältnisses zum Veräußerer erreicht hat, 
wird im Verhältnis zum Erwerber angerechnet. 


TITEL 3 

Vertretung und Konsultation der Arbeitnehmer 

Artikel 7 

(1) Rechtsstellung und Funktion der Arbeitnehmer- 
vertretungen, die im Zeitpunkt der Gesellschafts- 
fusion oder der Betriebsübertragung mit der Wah- 
rung der Interessen der Arbeitnehmer betraut 
waren, werden durch die Gesellschaftsfusionen oder 
den Betriebsübergang nicht berührt. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn wegen 
Veränderungen in der Zusammensetzung der Beleg- 
schaft auf Grund der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten oder nach Gemein- 
schaftsrecht Neuwahlen der Arbeitnehmervertretung 
erforderlich werden. 

Artikel 8 

Mit Ausnahme der in der Richtlinie des Rates 
(X/Y EWG) vom . . . ^) genannten Vorgänge findet 
das nachstehende Verfahren auf alle anderen in 
den Artikeln 1 und 1 1 dieser Richtlinie vorgesehenen 
Vorgänge Anwendung: 

(1) Vor Durchführung des beabsichtigten Vorgan- 
ges sind der Veräußerer und der Erwerber gehalten, 
ihre jeweiligen Arbeitnehmervertreter im Sinne des 
Artikels 7 dieser Richtlinie über die Gründe, die den 
beabsichtigten Vorgang veranlaßt haben, sowie 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 89 
vom 14. Juli 1970, S 


über die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen 
Auswirkungen auf die Arbeitnehmer zu informieren. 
Außerdem sind die ihnen gegenüber zu ergreifenden 
Maßnahmen anzugeben. Auf Antrag der Arbeitneh- 
mervertreter muß sich an diese Information eine 
sofortige Aussprache anschließen. 

(2) Sofern die Vertreter der Arbeitnehmer der Auf- 
fassung sind, daß der Vorgang die Interessen der 
Arbeitnehmer nachteilig berührt, sind der Veräuße- 
rer und der Erwerber auf Antrag der Arbeitnehmer- 
vertreter gehalten, Verhandlungen mit ihren je- 
weiligen Arbeitnehmervertretern einzuleiten, um zu 
einer Einigung über die für die Arbeitnehmer zu 
treffenden Maßnahmen zu gelangen. 

Kommt es bei diesen Verhandlungen innerhalb von 
zwei Wochen zu keiner Einigung zwischen den 
Parteien, kann jede von ihnen eine Schiedsstelle 
anrufen, die verbindlich über die zugunsten der 
Arbeitnehmer zu treffenden Maßnahmen entschei- 
det. Die Schiedsstelle setzt sich zusammen aus Bei- 
sitzern, die zur Hälfte von dem betroffenen Arbeit- 
geber und zur Hälfte von den Vertretern der Arbeit- 
nehmer bestellt werden, sowie einem Vorsitzenden, 
der im gemeinsamen Einvernehmen von beiden Par- 
teien oder, sofern eine Einigung über die Person des 
Vorsitzenden nicht zustande kommt, von dem zu- 
ständigen Gericht bestimmt wird. 

(3) Die in Absatz 1 vorgesehene Verpflichtung zu 
einer sofortigen Aussprache sowie das in Absatz 2 
vorgeschriebene Verhandlungs- und Schiedsver- 
fahren berühren ni^t die Durchführung des Vor- 
ganges. 

TITEL 4 

Ansprüche aus den Zusatzsystemen 
der Sozialen Sicherheit 

A r t i k e 1 9 

(1) Ansprüche aus den Zus.atzsYStemen der Sozia- 
len Sicherheit von Arbeitnehmern, die im Zeitpunkt 
der Gesellschaftsfusion oder der Betriebsübertragung 
aus dem Arbeitsverhältnis bereits ausgeschieden 
sind, können, sofern die Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften der Mitgliedstaaten nichts Gleich- 
wertiges vorsehen, dann gegen den Erwerber gel- 
tend gemacht werden, wenn die Vermögensmasse, 
aus der solche Ansprüche zu befriedigen sind, eben- 
falls auf den Erwerber übergehen. 

(2) Geht die Vermögensmasse, aus der die An- 
sprüche aus den Zusatzsystemen der Sozialen Sicher- 
heit zu befriedigen sind, nicht auf den Erwerber 
über, so trifft die Gesetzgebung der Mitgliedstaaten 
geeignete Maßnahmen, um die Ansprüche ausge- 
schiedener Arbeitnehmer sicherzustellen. 

(3) Die Anwartschaft auf Leistungen aus den Zu- 
satzsystemen der Sozialen Sicherheit von Arbeit- 
nehmern, deren Arbeitsverhältnisse im Zeitpunkt 
der Gesellschaftsfusion oder der Betriebsübertragung 
noch nicht beendet sind, unterliegt den Bestimmun- 
gen des Artikels 6. 
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TITEL 5 

Kollisionsrechtliche Sonderregelungen 

Artikel 10 

(1) Die auf die Arbeitsverhältnisse vor der Gesell- 
schaftsfusion oder der Betriebsübertragung anzu- 
wendende staatliche Arbeitsrechtsordnung bleibt 
auch nach der Gesellschaftsfusion oder der Betriebs- 
übertragung maßgebend. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der 
Arbeitsort des Arbeitnehmers in zulässiger Weise 
in einen anderen Mitgliedstaat verlegt wird oder 
wenn mit dem Arbeitnehmer in zulässiger Weise 
die Anwendung einer anderen Arbeitsrechtsordnung 
vereinbart wird. Rechte, die ausdrücklich oder still- 
schweigend im Arbeitsvertrag vereinbart wurden 
oder die sich aus einer betrieblichen Übung ergeben, 
bleiben jedoch aufrechterhalten. 

TITEL 6 

Unternehmenszusammenschlüsse 

Artikel 11 

Die Artikel 4, 5 und 8 dieser Richtlinie finden auch 
auf Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne des 
Artikels 2 der Verordnung des Rates Nr. . . . vom 
. . . ^) über die Kontrolle von Unternehmenszu- 
sammenschlüssen Anwendung, unabhängig davon, 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 92 
vom 31. Oktober 1973, S. . . . 


ob sie sich im Hoheitsgebiet eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten oder zwischen Mitgliedstaaten und 
Drittländern vollziehen. 

TITEL 7 

Schlußbestimmungen 

Artikel 12 

Durch die Vorschriften dieser Richtlinie werden 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften der Mitglied- 
staaten, die für die Arbeitnehmer oder ihre Inter- 
essenvertretung günstiger sind, als sie diese Richt- 
linie vorsieht, weder aufgehoben noch eingeschränkt. 

Artikel 13 

(1) Die Mitgliedstaaten ändern innerhalb einer 
Frist von zwölf Monaten nach Bekanntgabe der 
Richtlinie ihre Rechts- und Verwaltungs Vorschriften, 
soweit dies zur Anpassung an die Bestimmungen 
dieser Richtlinie erforderlich ist, und setzen die 
Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis- 
sion über die Rechts- und Verwaltungs Vorschriften, 
die sie auf dem in dieser Richtlinie geregelten Ge- 
biet erlassen. Diese Unterrichtung muß spätestens 
sechs Monate vor dem für das Inkrafttreten der Ent- 
würfe vorgesehenen Zeitpunkt erfolgen. 

Artikel 14 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


A. Allgemeines 


1 . Die wirtschaftliche Entwidclung führt sowohl auf 
nationaler als auch auf Gemeinschaftsebene zu 
einem raschen Ansteigen von Unternehmenszusam- 
menschlüssen. Einige statistische Daten bestätigen 
den Umfang dieser Entwicklung. Zwischen 1962 und 
1970 stieg die jährliche Anzahl der Zusammen- 
schlüsse in der Gemeinschaft der sechs Gründer- 
staaten von 173 auf 612, das heißt eine Verdreiein- 
halbfachung in einem Zeitraum von neun Jahren. 
Allein im Zeitraum von 1966 bis 1970 ist eine Ver- 
doppelung der Zuwachsrate gegenüber dem Zeit- 
raum von 1962 bis 1966 zu verzeichnen. In einigen 
Mitgliedstaaten hat die Zunahme der Zusammen- 
schlüsse dazu geführt, daß 50 v. H. des industriellen 
Gesamtumsatzes auf 100 der größten Industrieunter- 
nehmen entfällt. 

2. Diese Unternehmenszusammenschlüsse voll- 
ziehen sich durch die Fusion von Gesellschaften, 
durch Übertragung von Betrieben oder in der Weise, 
daß ein Unternehmen die Kontrolle über ein anderes 
Unternehmen erwirbt. 

3. Diese Entwicklung hat es notwendig gemacht, 
einen entsprechenden rechtlichen Rahmen auf Ge- 
meinschaftsebene zu schaffen. Zu diesem Zweck 
wurde eine Anzahl von Rechtsinstrumenten er- 
arbeitet, insbesondere der Vorschlag einer dritten 
Richtlinie über die Fusion von Aktiengesellschaften, 
der Vorentwurf eines Übereinkommens über die 
internationale Verschmelzung von Aktiengesell- 
schaften, der Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Kontrolle von Unternehmenszusammen- 
schlüssen sowie der Vorschlag eines Statuts für 
europäische Aktiengesellschaften. 

Gegenstand dieser Rechtsinstrumente ist die Rege- 
lung der Probleme, die die Unternehmenszusammen- 
schlüsse im Bereich des Gesellsdiafts- und Wett- 
bewerbsrechts aufwerfen. 

4. Es bleibt jedoch festzustellen, daß die durch den 
Konzentrationsprozeß hervorgerufenen Strukturver- 
änderungen im Unternehmen häufig die soziale 
Lage der Arbeitnehmer in dem betroffenen Unter- 
nehmen grundlegend beeinflussen. Soweit die 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten diese Vor- 
gänge geregelt haben, werden jedoch die Interessen 
der Arbeitnehmer nicht immer in ausreichendem 
Maße berücksichtigt. Dies ist insbesondere dann der 
Fall, wenn sich diese Veränderungen nach den zivil- 
rechtlichen Regeln der Zession vollziehen, die dem 
Arbeitnehmer keinen Rechtsanspruch gegenüber 
dem neuen Arbeitgeber hinsichtlich einer Aufrecht- 
erhaltung der Arbeitsverhältnisse gewähren. 

5. Diese Problematik und die Notwendigkeit ihrer 
Lösung auf Gemeinschaftsebene sind bereits erkannt 
worden. Die vorgenannten Rechtsinstrumente haben 
deshalb Bestimmungen für eine verstärkte Garantie 


der Interessen der Arbeitnehmer bei Strukturver- 
änderungen im Unternehmensbereich vorgesehen. 
Es darf jedoch nicht übersehen werden, daß diese 
Rechtsinstrumente, in Anbetracht ihres Geltungs- 
bereiches und des besonderen Charakters der darin 
enthaltenen sozialen Bestimmungen, nur eine Teil- 
lösung der Probleme darstellen, die sich bei Struk- 
turveränderungen im Unternehmensbereich für die 
Arbeitnehmer ergeben. 

6. In seiner Entschließung vom 21. Januar 1974 
über ein sozialpolitisches Aktionsprogramm hat der 
Rat den politischen Willen zum Ausdruck gebracht, 
die notwendigen Maßnahmen zur Verwirklichung 
des Zieles einer Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen und ihrer Angleichung im Fort- 
schritt zu ergreifen, unter anderem durch den Schutz 
der Arbeitnehmerinteressen, insbesondere in bezug 
auf die Aufrechterhaltung der Ansprüche und Ver- 
günstigungen bei Zusammenschlüssen, Konzentra- 
tionen und Rationalisierungsmaßnahmen. 

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, daß die 
mit der Ausarbeitung eines Vorentwurfes eines 
Übereinkommens über die internationale Ver- 
schmelzung von Aktiengesellschaften beauftragten 
Regierungssachverständigen der sechs Gründerstaa- 
ten namens ihrer Regierungen in einer gemeinsamen 
Erklärung aus dem Jahre 1972 die Notwendigkeit 
festgestellt haben, den Schutz der Arbeitnehmer bei 
allen Arten von Konzentrationsvorgängen durch ein 
besonderes globales Rechtsinstrument zu regeln. 

7. Dies ist das Ziel des vorliegenden Richtlinien- 
vorschlages, den die Kommission sich verpflichtet 
hat, dem Rat vorzulegen. 

Der Richtlinienvorschlag bezweckt, durch Einführung 
von Schutz- und Garantiebestimmungen den Arbeit- 
nehmer vor dem Verlust von wesentlichen Rechten 
und Ansprüchen, die er vor dem Arbeitgeberwechsel 
erworben hat, zu bewahren. 

Dieses Ziel wird durch folgende Mittel erreicht: 

— automatischer Übergang der Arbeitsverhältnisse 
vom Veräußerer auf den Erwerber, daß heißt 
vom alten auf den neuen Arbeitgeber, 

— Schutz der Arbeitnehmer gegen Kündigung aus 
dem alleinigen Anlaß von Strukturveränderun- 
gen im Unternehmensbereich, 

— Information, Konsultation und Verhandlungen 
mit den Arbeitnehmervertretern über die Inter- 
essen der betroffenen Arbeitnehmer. 

8. Gemäß Artikel 117 des EWG-Vertrages hat der 
vorliegende Richtlinienvorschlag zum Ziel, auf eine 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
der Arbeitskräfte hinzuwirken und durch eine An- 
näherung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten auf dem Wege des Fortschritts 
ihre Angleichung zu ermöglichen. 
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B. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 


Artikel 1 

Dieser Artikel legt den Anwendungsbereich des 
Richtlinienvorschlages fest. 

Er umfaßt einmal als Strukturveränderungen im 
Unternehmen Fusionen und Betriebsübertragungen, 
denen das Kriterium gemeinsam ist, daß ein Wech- 
sel des Arbeitgebers mit den möglichen Folgen auf 
die bestehenden Arbeitsverhältnisse eintritt. 

Was den Begriff der Gesellschaftsfusion anbelangt, 
so verzichtet der Richtlinienvorschlag auf eine 
eigene Begriffsbestimmung und verweist auf die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten sowie auf das Gemeinschaftsrecht. Bei letzte- 
rem ist an den Vorschlag einer dritten Richtlinie 
über die Fusionen von Aktiengesellschaften sowie 
den Vorentwurf eines Übereinkommens über die 
internationale Verschmelzung von Aktiengesell- 
schaften gedacht. 

Die Definition der Betriebsübertragung erfaßt alle 
Arten der rechtsgeschäftlichen Übertragung, das 
heißt sowohl Übertragungen des Eigentums als auch 
Vermietung, Verpachtung und Bestellung eines 
Nießbrauches. Außerdem sollen durch diese Defini- 
tion alle die Fälle erfaßt werden, bei denen nicht nur 
ganze Unternehmen, sondern auch einzelne Betriebe 
aus einem Unternehmen ausgegliedert und einem 
anderen übertragen werden. 

Bezüglich des Begriffs der Gesellschaft verweist der 
Richtlinienvorschlag auf Artikel 58 Absatz 2 des 
EWG- Vertrages und geht somit über den Anwen- 
dungsbereich des Vorschlages einer dritten Richt- 
linie über die Gesellschaftsfusionen und den Ent- 
wurf eines Übereinkommens über die internationale 
Verschmelzung von Aktiengesellschaften hinaus. 
Während diese beiden Vorschläge sich auf die 
Rechtsform der Aktiengesellschaft beschränken, er- 
faßt der vorliegende Richtlinienvorschlag alle Ge- 
sellschaften des bürgerlichen Rechts und des Han- 
delsrechts einschließlich der Genossenschaften und 
die sonstigen Personen des öffentlichen und privaten 
Rechts, mit Ausnahme derjenigen, die keinen Er- 
werbszweck verfolgen. 

In territorialer Hinsicht erscheint es notwendig, die 
Rechte der Arbeitnehmer ohne Rücksicht darauf zu 
schützen, ob die genannten Vorgänge Unternehmen 
betreffen, die innerhalb des Hoheitsgebietes eines 
Mitgliedstaates oder in den Hoheitsgebieten mehre- 
rer Mitgliedstaaten liegen. 

Aus den gleichen Gründen erscheint es erforderlich, 
in den gemeinschaftsrechtlichen Schutz der Arbeit- 
nehmer auch die Vorgänge einzubeziehen, die 
Unternehmen betreffen, die im Hoheitsgebiet eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten und demjenigen 
eines oder mehrerer Drittstaaten liegen. Allerdings 
ist es aus Rechtsgründen nicht möglich, die vorge- 
sehene Gemeinschaftsregelung Drittstaaten aufzu- 
drängen. Daher sieht Artikel 1 eine Anwendung 
dieses Richtlinienvorschlages in diesen Fällen nur 
insoweit vor, als die auf dem Territorium des Ge- 


meinsamen Marktes gelegenen Unternehmen davon 
betroffen sind. Dies kann vor allem dann praktische 
Bedeutung erlangen, wenn in Drittstaaten gelegene 
Unternehmen oder Betriebe in Unternehmen einge- 
gliedert werden, die sich im Gemeinsamen Markt 
befinden. Aber auch dann, wenn im Gemeinsamen 
Markt gelegene Unternehmen oder Betriebe in 
Unternehmen in Drittstaaten eingegliedert werden, 
hat der Richtlinienvorschlag rechtliche Bedeutung. 
Dies ist dann der Fall, wenn es sich um die Rechte 
der Arbeitnehmer handelt, deren Betriebe ungeach- 
tet der Eingliederung im Hoheitsgebiet eines Mit- 
gliedstaates liegen und auf diese nach den Regeln 
des internationalen Privatrechts die Rechtsordnung 
dieses Mitgliedstaates anzuwenden ist. 

Artikel 2 

Die Begriffe „Veräußerer" und „Erwerber" in 
Artikel 2 haben nur rechtstechnische Bedeutung. Sie 
sollen der Vereinfachung der Sprachregelung im 
Richtlinienvorschlag dienen. 

Artikel 3 

Diese Bestimmung, die den automatischen Übergang 
der Arbeitsverhältnisse auf den Erwerber vor- 
schreibt, ist der Kern des Richtlinienvorschlages. Sie 
soll verhindern, daß der Erwerber auf Grund der 
zivilrechtlichen Vorschriften über die Zession die 
Weiterbeschäftigung der Arbeitnehmer ablehnen 
kann oder daß er mit dem Veräußerer sogar den 
Ausschluß der Übernahme der Arbeitsverhältnisse 
vereinbart. In diesem Falle bliebe dem Veräußerer 
nichts anderes übrig, als dem von der Übernahme 
ausgeschlossenen Arbeitnehmer zu kündigen. Ein 
solches Ergebnis stünde im Widerspruch zu den 
Zielen des Schutzes des Arbeitnehmers. 

Nach überwiegender Rechtsansicht in allen staat- 
lichen Rechtsordnungen wird auch eine betriebliche 
Übung zum berechtigenden oder verpflichtenden In- 
halt des Arbeitsverhältnisses. Daß sich der Über- 
gang der Rechte und Pflichten auch auf sie bezieht, 
wird in Absatz 1 klargestellt. 

Der Übergang kollektivvertraglich begründeter 
Rechte und Pflichten auf den Erwerber bedarf einer 
differenzierten Regelung: 

Soweit der Veräußerer selbst Partei eines Kollektiv- 
vertrages war, wie dies bei der Betriebsverein- 
barung und beim Firmentarifvertrag der Fall ist, er- 
scheint es logisch, den Erwerber ohne weiteres in 
die Rechte und Pflichten einer Betriebsvereinbarung 
oder eines Firmentarifvertrages eintreten zu lassen. 
Damit gelten die kollektivvertraglich begründeten 
Arbeitsbedingungen weiter, bis die Betriebsverein- 
barung oder der Firmentarifvertrag normalerweise 
endet. 

Anders ist die Rechtslage bei Kollektivverträgen 
(Tarifverträgen), die zwischen Verbänden abge- 
schlossen wurden, an die der Erwerber nicht ge- 
bunden ist und die auch nicht für allgemeinverbind- 
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lieh erklärt worden sind. In diesem Falle würde es 
dem Prinzip der Koalitionsfreiheit widersprechen, 
den Erwerber gegen seinen Willen zur Partei eines 
Kollektivvertrages zu machen. Um jedoch zu ver- 
hindern, daß die Arbeitnehmer dadurch ihre kollek- 
tivvertraglich vereinbarten Arbeitsbedingungen ver- 
lieren, wird in Absatz 3 eine vermittelnde Lösung 
gesucht: dem Erwerber wurde zwar nicht die Stel- 
lung einer Kollektivvertragspartei aufgedrängt, er 
wurde jedoch verpflichtet, die bisherigen kollektiv- 
vertraglichen Arbeitsbedingungen weiterzugewäh- 
ren, und zwar bei befristeten Kollektivverträgen bis 
zum Ablauf der Geltungsdauer, bei unbefristeten 
Kollektivverträgen für einen Zeitraum von einem 
Jahr. 

Es sei bemerkt, daß die Lösung des Absatzes 3 ihr 
Vorbild in Artikel 31 c Absatz 7 des französischen 
Code du Travail Buch I in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 71-569 vom 13. Juli 1971 hat. 

Artikel 4 

Der von diesem Richtlinienvorschlag bezweckte Be- 
standsschutz des Arbeitsverhältnisses könnte da- 
durch umgangen werden, daß der Veräußerer oder 
der Erwerber Arbeitnehmern aus diesem Anlaß 
kündigt. In manchen Rechtsordnungen der Mitglied- 
staaten ist dies zwar schon nach geltendem Recht 
unzulässig. In einigen Mitgliedstaaten herrscht je- 
doch in dieser Hinsicht Kündigungsfreiheit. Um den 
Bestandsschutz durch Kündigungen seitens des Ver- 
äußerers oder des Erwerbers nicht zu gefährden, ist 
es daher notwendig, in Artikel 4 anzuordnen, daß 
Gesellschaftsfusionen und Betriebsübertragungen als 
solche kein Grund zur Kündigung seitens des Arbeit- 
gebers sind. 

Andererseits erfordert es die wirtschaftliche Ver- 
nunft, daß dem Unternehmer die Freiheit gelassen 
wird, aus Anlaß der Gesellschaftsfusion oder der 
Betriebsübertragung organisatorische Änderungen, 
Produktionsänderungen, Rationalisierungsmaßnah- 
men und ähnliches in den übernommenen Betrieben 
durchzuführen. Dies kann besonders in den Fällen 
von Bedeutung werden, in denen die Gesellschafts- 
fusion oder die Betriebsübertragung erfolgt, um 
wirtschaftlich schwache Unternehmen zu sanieren. 
Unter solchen Umständen kann es zu quantitativen 
und qualitativen Auswirkungen auf die Beschäftig- 
ten in den betroffenen Betrieben kommen, wobei 
sich auch Freisetzungen von Arbeitnehmern als un- 
umgänglich erweisen können. 

Absatz 1 Satz 2 drückt dies dahin gehend aus, daß 
Kündigungen, die aus dringenden betrieblichen Er- 
fordernissen ausgesprochen werden müssen, von 
dem Kündigungsverbot unberührt bleiben. Der 
Richtlinienvorschlag verzichtet absichtlich auf eine 
Aufzählung der betrieblichen Erfordernisse. Diese 
können nach den Umständen des Einzelfalles so 
unterschiedlich beschaffen sein, daß eine Aufzählung 
nur Verwirrung stiften würde. Es obliegt im wesent- 
lichen der Gesetzgebung und Rechtsprechung in den 
einzelnen Mitgliedstaaten, den Begriff des dringen- 
den betrieblichen Erfordernisses zu konkretisieren. 

Es entspricht jedoch den Zielsetzungen dieses Richt- 


linienvorschlages, daß eine Berufung auf dringende 
betriebliche Erfordernisse zur Durchführung von Ent- 
lassungen erst dann möglich sein sollte, wenn zuvor 
alle betriebsinternen Möglichkeiten wie Versetzung 
an einen anderen Arbeitsplatz einschließlich Anpas- 
sungs- und Umschulungsmaßnahmen ausgeschöpft 
wurden. Dabei kann sicherlich davon ausgegangen 
werden, daß das in Artikel 8 des Richtlinienvor- 
schlages vorgesehene Informations- und Konsulta- 
tionsverfahren mit den Arbeitnehmervertretern 
einen zweckmäßigen Rahmen für entsprechende Ver- 
einbarungen zwischen den Beteiligten zur Lösung 
der in diesem Zusammenhang auftretenden Pro- 
bleme bietet. 

Für den Fall von Massenentlassungen hat die Kom- 
mission dem Rat bereits im November 1972 den 
Vorschlag einer Richtlinie zur Änderung der auf 
diesem Gebiet in den Mitgliedstaaten bestehenden 
Rechtsvorschriften zugeleitet, der eine Konsultation 
der Arbeitnehmervertreter, eine Anzeigepflicht für 
Massenentlassungen, sowie Interventionen der öf- 
fentlichen Hand vorsieht. 

Der Richtlinienvorschlag setzt entsprechend seinem 
begrenzten Zweck keine gemeinschaftlichen Rechts- 
folgen einer nach Absatz 1 unzulässigen Kündigung 
fest, sondern verweist insoweit in Absatz 2 auf die 
in den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten fest- 
gelegten Rechtsfolgen unzulässiger Kündigungen. 
Diese können z. B. sein: die Nichtigkeit der Kündi- 
gung, die Aufhebung der Kündigung durch ein Ge- 
richt oder eine Behörde, eine Abfindung, Schaden- 
ersatzansprüche usw. In einigen Mitgliedstaaten ist 
eine Kündigungsentschädigung auch für zulässige 
Kündigungen vorgeschrieben. Das solche Kündi- 
gungsentschädigungen auch bei betriebsbedingten 
und damit zulässigen Kündigungen im Sinne des 
Absatzes 1 angesichts des Günstigkeitsprinzips nicht 
ausgeschlossen sein sollen, bestimmt ebenfalls Ab- 
satz 2. 

Falls der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis mit 
dem Erwerber nicht fortsetzen will, weil es aus An- 
laß der Gesellschaftsfusion oder der Betriebsüber- 
tragung zu einer wesentlichen Änderung seiner 
Arbeitsbedingungen gekommen ist, erscheint es ge- 
recht, wie Absatz 3 dies vorsieht, den Arbeitnehmer 
so zu stellen, als ob dessen Kündigung aus einem 
Grund veranlaßt worden wäre, den der Arbeitgeber 
zu vertreten hat. Welche Rechtsfolgen - wie z. B. 
Abfindungen, Entschädigungen usw. - sich an die- 
sen Tatbestand knüpfen, ist wiederum nach den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten zu beurteilen. Diese Regelung entspricht im 
wesentlichen dem Artikel 30 des Vorentwurfes eines 
Übereinkommens über die internationale Verschmel- 
zung von Aktiengesellschaften. 

Artikel 5 

Diese Bestimmung regelt den Fall der Versetzung 
eines Arbeitnehmers aus Anlaß der Gesellschafts- 
fusion oder der Betriebsübertragung, indem Artikel 
4 für sinngemäß anwendbar erklärt wird. Dies be- 
deutet, daß eine Versetzung nur möglich ist, wenn 
dringende betriebliche Erfordernisse vorliegen und 
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daß der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis gemäß 
Artikel 4 Absatz 3 kündigen kann, wenn diese Ver- 
setzung für ihn eine wesentliche Änderung seiner 
Arbeitsbedingungen darstellt. 

Diese Regelung kann natürlich nicht Platz greifen, 
wenn der Arbeitnehmer auf Grund seines Arbeits- 
vertrages verpflichtet ist, einer Versetzung Folge zu 
leisten. 

Artikel 6 

Dieser Artikel bestimmt, daß zum Bestandsschutz 
der Arbeitsbedingungen auch die Anrechnung der 
Dauer der Betriebs- oder Unternehmenszugehörig- 
keit zählt, die der Arbeitnehmer beim Veräußerer 
erreicht hat. Welche Rechtsfolgen sich an diese 
Dauer knüpfen, bestimmt sich nach den auf das Ar- 
beitsverhältnis anwendbaren gesetzlichen und kol- 
lektivvertraglichen Vorschriften sowie nach dem Ar- 
beitsvertrag. 

Diese Rechtsfolgen können daher nicht in Artikel 6 
selbst aufgezählt werden. Von der Dauer der Be- 
triebs- oder Unternehmenszugehörigkeit können 
z. B. anhängig sein: die Länge des Erholungsurlau- 
bes, soziale Sonderzahlungen, längere Kündigungs- 
fristen, Anciennitätsabfindungen, der Erwerb von 
Pensionsansprüchen aus den Zusatzsystemen der 
sozialen Sicherheit. 

Artikel 7 

Diese Bestimmung stellt sicher, daß Rechtsstellung 
und Funktion der Arbeitnehmervertretungen durch 
Gesellschaftsfusionen oder Betriebsübertragungen 
nicht berührt werden. Unter Arbeitnehmervertre- 
tung ist hier zu verstehen, jede Person, Gruppe von 
Personen und jedes Organ, die auf Grund der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten oder nach Gemeinschaftsrecht, auf Grund 
von Kollektivverträgen oder in sonstiger Weise 
dazu berufen sind, die Interessen der Arbeitnehmer 
im Unternehmen gegenüber dem Arbeitgeber wahr- 
zunehmen. Der Richtlinienvorschlag greift hier also 
nicht in die in den nationalen Bereichen bestehen- 
den Einrichtungen und Strukturen der Arbeitneh- 
mervertretung ein. Allerdings schreiben die Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften mancher Mitglied- 
staaten vor, daß bei Änderungen in der Zusammen- 
setzung der Belegschaft Neuwahlen der Arbeitneh- 
mervertretung stattzufinden haben. Ein solcher Sach- 
verhalt kann z. B. eintreten, wenn bei der Ver- 
schmelzung von Gesellschaften, von denen bisher 
jede einen Gesamtbetriebsrat besaß, für die neue 
Gesellschaft ein einheitlicher Gesamtbetriebsrat zu 
bilden ist. Dieser besonderen Rechtslage trägt Ab- 
satz 2 Rechnung. 

Artikel 8 

Die materiellen Vorschriften über den Schutz der er- 
worbenen Rechte der Arbeitnehmer bedürfen der 
Ergänzung durch verfahrensrechtliche Bestimmun- 
gen, welche die Unterrichtung und Anhörung der 
Vertreter der Arbeitnehmer über die Folgen einer 
Gesellschaftsfusion, einer Betriebsübertragung oder 


eines Unternehmenszusammenschlusses sicherstel- 
len. Für die Fusion von Aktiengesellschaften inner- 
halb desselben Mitgliedstaates sind derartige Be- 
stimmungen bereits in dem Vorschlag einer 3. Richt- 
linie über die Fusion von Aktiengesellschaften. Die 
Bestimmungen dieses Richtlinienvorschlages können, 
soweit sie nicht auf Besonderheiten der Aktionsge- 
sellschaften Rücksicht nehmen, weitgehend als Vor- 
bild für die vorliegende Regelung dienen. 

Zunächst gilt es, sowohl den Veräußerer wie den 
Erwerber zu verpflichten, ihre jeweiligen Arbeit- 
nehmervertreter rechtzeitig und ausführlich über 
den beabsichtigten Vorgang zu unterrichten. Insbe- 
sondere sind die Auswirkungen auf die Arbeitneh- 
mer und die für sie geplanten Maßnahmen zu er- 
läutern. 

Ferner ist der Fall zu regeln, daß die Vertreter der 
Arbeitnehmer zu der Auffassung gelangen, der be- 
absichtigte Vorgang werde die Interessen der Ar- 
beitnehmer nachteilig berühren. Dann sollen die 
Arbeitnehmeryertreter die Möglichkeit haben, Ver- 
handlungen mit ihrem Arbeitgeber einzuleiten, um 
zu einer Einigung über die für die Arbeitnehmer zu 
treffenden Maßnahmen zu gelangen. 

Schließlich muß bestimmt werden was geschieht, 
wenn die auf Antrag der Arbeitnehmervertreter ein- 
geleiteten Verhandlungen nicht zu einer Einigung 
führen. Dann soll jede Partei das Recht haben, eine 
Schiedsstelle anzurufen. Diese entscheidet verbind- 
lich über die zugunsten der Arbeitnehmer zu tref- 
fenden Maßnahmen. 

Die Einrichtung der Schiedsstelle zu regeln kann 
nicht völlig dem nationalen Gesetzgeber überlassen 
bleiben. Es muß wenigstens sichergestellt werden, 
daß die Schiedsstelle mit Personen besetzt wird, 
welche mit den zu lösenden Problemen auch tat- 
sächlich vertraut sind. So müssen die Beisitzer zur 
Hälfte vom Arbeitgeber und zur Hälfte von den 
Vertretern der Arbeitnehmer bestellt werden. Die 
Bestellung des Vorsitzenden erfolgt darauf gemein- 
sam durch die Parteien. Nur wenn sie sich darüber 
nicht einigen, soll das zuständige Gericht eingreifen. 

Der Absatz 3 legt fest, daß die Verpflichtung zur so- 
fortigen Aussprache sowie das Verhandlungs- und 
Schiedsverfahren die Durchführung des beabsichtig- 
ten Vorganges weder verhindern noch aufschieben 
kann. Die in Absatz 1 vorgesehene Information der 
Arbeitnehmervertreter hat jedoch in jedem Falle 
vor Durchführung des Vorganges zu erfolgen. 

Artikel 9 

Die Zusatzsysteme der sozialen Sicherheit in den 
einzelnen Mitgliedstaaten sind noch nicht zum Ge- 
genstand gemeinschaftsrechtlicher Regelungen ge- 
macht worden. Ihre Problematik geht weit über die 
Fragen hinaus, die sich aus Strukturveränderungen 
im Unternehmensbereich ergeben. Artikel 9 be- 
schränkt sich deshalb in diesem Zusammenhang auf 
allgemeine Grundsätze. 

Absatz 1 behandelt die Ansprüche aus den Zusatz- 
systemen der sozialen Sicherheit derjenigen Arbeit- 
nehmer, deren Arbeitsverhältnise in dem genannten 
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Zeitpunkt bereits beendet waren. Hierbei geht es 
vor allem um Ansprüche auf Betriebspensionen. 

Soweit die Vermögensmasse, aus der laufende So- 
zialleistungen an ausgeschiedene Arbeitnehmer ge- 
zahlt werden, auf den Erwerber übergeht, erfordert 
es das allgemeine Gerechtigkeitsprinzip, daß die 
laufenden Sozialleistungen vom Erwerber aus der 
übernommenen Vermögensmasse weiter geführt 
werden. Dies wird vor allem dann der Fall sein, 
wenn ein besonderer Sozialfonds, mag er rechts- 
fähig sein oder nicht, besteht, der ebenfalls zum 
Gegenstand der Gesellschaftsfusion oder der Be- 
triebsübertragung gemacht wird. 

Umgekehrt kann dem Erwerber nicht zugemutet 
werden, laufende Sozialleistungen weiterzuzahlen, 
wenn das diese deckende Vermögen nicht auf ihn 
übergeht. 

Dabei ist zu betonen, daß die Regelung des Richt- 
linienvorschlages subsidiär gelten soll, wenn die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten nicht eine anderweitige und gleichwertige 
Regelung vorsehen. Sofern die Geltendmachung von 
Ansprüchen aus laufenden Sozialleistungen gegen 
den Erwerber ausgeschlossen ist, besteht freilich die 
Gefahr, daß der aus geschiedene Arbeitnehmer man- 
gels Vermögensmasse überhaupt nicht mehr in de- 
ren Genuß kommt. Daher werden die Gesetzgeber 
der Militärstaaten durch Absatz 2 verpflichtet, ihnen 
geeignet erscheinende Maßnahmen zur Sicherstel- 
lung solcher Ansprüche zu treffen. Es könnte z. B. 
an die gesetzlich vorgeschriebene Bildung einer 
Rücklage zur Erfüllung laufender Sozialleistungen 
von Gesellschaftsfusionen und Betriebsübertragun- 
gen gedacht werden. 

Anders verhält es sich mit den Anwartschaften der 
noch nicht ausgeschiedenen Arbeitnehmer auf So- 
zialleistungen aus den Zusatzsystemen der sozialen 
Sicherheit. Derartige Anwartschaften gehören zu 
den Arbeitsbedingungen und gehen daher nach den 
allgemeinen Bestimmungen des Richtlinienvorschla- 
ges auf den Erwerber über. Der Verweis auf Artikel 
6 stellt noch einmal klar, daß die Dauer der Betriebs- 
oder Unternehmenszugehörigkeit, an die normaler- 
weise die Leistungen aus den betrieblichen Zusatz- 
systemen der sozialen Sicherheit geknüpft sind, vom 
Erwerber anzurechnen ist. 

Artikel 10 

Absatz 1 geht von dem Regelfall aus, daß sich der 
Arbeitsort des Arbeitnehmers durch die Gesell- 
schaftsfusion oder die Betriebsübertragung nicht 
ändert. In der Tat werden ja die bisherigen Be- 
triebe in aller Regel auch nach diesen Strukturver- 
änderungen im Unternehmensbereich weitergeführt. 
Dann ist es nur folgerichtig festzulegen, daß grenz- 
überschreitende Gesellschaftsfusionen und Betriebs- 
übertragungen für sich allein kein Grund sind, die 
anwendbare Arbeitsrechtsordnung zu ändern. Die- 
sen Rechtsgrundsatz legt Absatz 1 zwingend fest. 

Etwas anderes ergibt sich aber, wenn die Arbeits- 
bedingungen des Arbeitnehmers in einer nach den 
Vorschriften dieses Richtlinienvorschlages (Artikel 


5) zulässigen Weise geändert werden. Damit kann 
bei grenzüberschreitenden Gesellschaftsfusionen und 
Betriebsübertragungen eine Änderung der anwend- 
baren Arbeitsrechtsordnung verbunden sein. 

Drei praktische Fälle seien hier erwähnt: 

— der Arbeitnehmer wird in zulässiger Weise in 
einen ausländischen Betrieb versetzt-, 

— das gesamte übernommene Unternehmen oder 
übernommene Produktionsstätten werden in ei- 
nen anderen Mitgliedstaat verlegt, und der Ar- 
beitnehmer folgt dieser Verlegung; 

— der Erwerber wünscht, soweit dies zulässig ist, 
mit den übernommenen leitenden Angestellten 
die für die ausländische Unternehmenszentrale 
maßgebende Arbeitsrechtsordnung zu vereinba- 
ren. 

In diesen Fällen kann zulässigerweise eine Ände- 
rung der anwendbaren Ärbeitsrechtsordnung eintre- 
ten. Um eine allzu starke Zersplitterung der kolli- 
sionsrechtlichen Regeln zu vermeiden, verzichtet je- 
doch der Richtlinienvorschlag auf eine detaillierte 
Festlegung der Rechtsfolgen, so daß die allgemeinen 
Regeln des Kollisionsrechts anwendbar bleiben, die 
sich zur Zeit noch aus den nationalen Kollisions- 
rechtsordnungen ergeben. In diesem Zusammen- 
hang ist jedoch auf den Vorschlag einer Verord- 
nung des Rates über das auf Ärbeitsverhältnisse 
innerhalb der Gemeinschaft anzuwendende Kon- 
fliktsrecht hinzuweisen, der diese Probleme auf Ge- 
meinschaftsebene regelt. 

Aus dem Wechsel der Rechtsordnung während der 
Dauer des Arbeitsverhältnisses kann nicht ohne 
weiteres geschlossen werden, daß der Arbeitnehmer 
damit auf die Rechte verzichten will, die für ihn 
individuell gelten, sei es auf Grund einer ausdrück- 
lichen Vertragsabrede mit dem Veräußerer oder 
durch stillschweigende Übereinkunft oder kraft be- 
trieblicher Übung. Daher hält Absatz 2 diese indi- 
viduellen Rechte aufrecht. 

Artikel 11 

Nicht jeder Unternehmenszusammenschluß hat die 
Rechts Wirkungen einer Gesellschaftsfusion oder 
einer Betriebsübertragung. Für diese ist der Wechsel 
des Arbeitgebers kennzeichnend. Unternehmenszu- 
sammenschlüsse vollziehen sich dagegen in aller 
Regel derart, daß die Unternehmen rechtlich selb- 
ständig bleiben und die Identität des Arbeitgebers 
gewahrt bleibt. Es wird lediglich eine Kontrolle 
eines Unternehmens über andere Unternehmen be- 
gründet. Es wäre daher rechtssystematisch falsch, in 
diesen Fällen von einer Rechtsnachfolge zu sprechen. 
Um zu vermeiden, daß die Unternehmenszusammen- 
schlüsse als rechtssystematische Fremdkörper im 
Richtlinienvorschlag wirken, wurden sie in einem 
getrennten Artikel erfaßt. 

Obwohl bei Unternehmenszusammenschlüssen die 
Identität des Eigentümers bzw. Arbeitgebers erhal- 
ten bleibt, kann das herrschende Unternehmen auf 
Grund seiner Kontrollrechte einen wesentlichen Ein- 
fluß auf die Gestaltung der Arbeitsverhältnisse in 
den beherrschten Unternehmen ausüben mit mögli- 
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eben negativen Auswirkungen auf die Arbeitsbe- 
dingungen der Arbeitnehmer. Ein Schutzbedürfnis 
der Arbeitnehmer ist also in ähnlicher Weise wie 
bei Gesellschaftsfusionen oder Betriebsübertragun- 
gen gegeben. Da die rechtliche Identität des Arbeit- 
gebers jedoch erhalten bleibt, sind alle diejenigen 
Rechtsfolgen auszuschließen, die an einen Wechsel 
des Arbeitgebers gebunden sind. Die Bestimmung 
des Artikels 11 erklärt deshalb nur diejenigen Be- 
stimmungen des Richtlinienvorschlages, die den 
Schutz der Arbeitnehmer vor einer ungerechtfertig- 
ten Kündigung sowie eine wesentliche Änderung 
ihrer Arbeitsbedingungen zum Gegenstand haben, 
und das in Artikel 8 vorgesehene Informations-, 
Konsultations- und Verhandlungsverfahren der Ar- 
beitnehmervertreter für anwendbar. 

Bezüglich des Begriffs der Kontrolle verzichtet der 
Richtlinienvorschlag auf eine eigene Definition und 


verweist auf Artikel 2 des Vorschlages einer Ver- 
ordnung des Rates über die Kontrolle von Unter- 
nehmenszusammenschlüssen. 

Artikel 12 

Der Richtlinienvorschlag will nur den Mindestschutz 
der Arbeitnehmer im Falle von Gesellschaftsfusio- 
nen, Betriebsübertragungen sowie Unternehmens- 
zusammenschlüssen regeln. Daher stellt Artikel 12 
klar, daß günstigere Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten weiterhin anwendbar 
bleiben. 

Artikel 13 und 14 

Diese Bestimmungen enthalten die erforderlichen 
Durchführungsvorschriften. 
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